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Verordnungen, Verfligungen und
Bekanntmachungen
der Bezirksregierung

BEKANNTMACHUNGEN

385. Uberwachung des Verkehrs mit Arzneimitteln
- Ungiiltigkeitserklarung von Erlaubnissen nach
dem Arzneimittelgesetz (AMG)

Bezirksregierung Arnsberg Arnsberg, 04.07.2025
Dezernat 24 - pharmazeutische Angelegenheiten
24.05.09-038, 24.05.09-027, 24.05.07-101

Die "Erlaubnis fir die Entnahme von Hodengewebe zur
Tese" gem. § 20b Abs. 1 AMG mit der Nummer 24.2.12-
1605-01 vom 11.05.2009, ausgestellt auf den Erlaub-
nisinhaber Dr. med. Christian Buischer, Uferstrafse 2,
57368 Lennestadt, fur die Betriebsstatte St. Josefs-
Hospital, Uferstrafse 7, 57368 Lennestadt, wird hiermit
wegen Verlust fir ungultig erklart.

Die "Erlaubnis fur die Gewinnung von Gewebe und
die Be- oder Verarbeitung, Konservierung, Lagerung
von Gewebezubereitungen" gem. § 20b Abs. 1 AMG
mit der Nummer 24.05.03-181-001 vom 02.08.2021,
ausgestellt auf den Erlaubnisinhaber Katholische
Hospitalgesellschaft Stidwestfalen gGmbH Olpe,
Hospitalweg 6, 57462 Olpe, fur die Betriebsstatte St.
Martinus-Hospital Olpe, Hospitalweg 6, 57462 Olpe,
wird hiermit wegen Verlust fir ungutltig erklart.

Die "Urkunde Uber die Erlaubnis zum Betreiben eines
GrofRhandels mit Arzneimitteln i.S.d. § 52a Abs. 1 AMG"

vom 23.04.2008, ausgestellt auf Herrn Friedrich Gus-
tav Wassermann (Inhaber der Johannes-Apotheke in
Hagen), fur die Betriebsstatte Schwerter Str. 139, 58099
Hagen, wird hiermit wegen Verlust flir ungtltig erklart.

Im Auftrag
gez. D. Beine

(127) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 281

386. Bekanntmachung: Allgemeinverfiigung zur
Untersagung von Wasserentnahmen aus der Lenne
(Gewiasserkennzahl 2766)

im Regierungsbezirk Arnsberg

Bezirksregierung Arnsberg Arnsberg, 12.07.2025
Der Regierungsprasident
- obere Wasserbehorde -

54.50.30-109/2025-001

Die Bezirksregierung Arnsberg erlasst als obere Was-
serbehoérde auf der Grundlage des § 100 Abs. 1 S. 1, 2
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 93 Abs. 1 S. 1
Nr. 1 Landeswassergesetz (LWG NRW) i.V.m. § 25 WHG
i.V.m. § 20 LWG NRW i.V.m. § 26 WHG i.V.m. § 21 LWG
NRW i.V.m. § 35 S. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW
(VwVEG NRW), jeweils in der derzeit giltigen Fassung,
ftr die Lenne folgende

Allgemeinverfiigung:
1. Der erlaubnisfreie Gemeingebrauch wird wie folgt
beschrankt:

Die Entnahme von Wasser mittels fahrbarer
Behéltnisse aus der Lenne wird untersagt.
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Ausgenommen sind das Tranken von Vieh und
das Schépfen mit Handgefafien.

2. Der erlaubnisfreie Eigentimer- und Anliegergebrauch
oberirdischer Gewéasser wird wie folgt beschrankt:

Die Entnahme von Wasser mittels mechanischen
oder elektrischen Pump- und/oder Saugvor-
richtungen sowie fahrbarer Behéltnisse aus der
Lenne wird untersagt.

Ausgenommen sind das Tranken von Vieh und
das Schépfen mit Handgefafien.

3. Die Allgemeinverfiigung tritt mit Ablauf des 31. Ok-
tober 2025 aufder Kraft.

Davon unberuhrt bleibt die Moéglichkeit der
Aufhebung oder Anderung dieser Verfiigung vor
dem 31. Oktober 2025.

4. Diese Allgemeinverfligung wird geméafs § 41 Abs. 3
und Abs. 4 VwV{G NRW o6ffentlich bekannt gemacht
und gilt am auf die Bekanntmachung folgenden Tag
als bekanntgegeben.

5. Die sofortige Vollziehung der Nr. 1 und Nr. 2 dieser
Allgemeinverfiigung wird angeordnet.

Begriindung:

Nach dem vergleichsweise trockenen Friihjahr haben
sich die Messdaten zur Bodenfeuchte und den Abfltissen
in den Oberflachengewéassern inzwischen deutlich ver-
schlechtert. Aufgrund der bereits festzustellenden und
fir den Sommer prognostizierten unterdurchschnittli-
chen Niederschlagsmengen sowie der fortschreitenden
Bodentrockenheit haben sich in der Lenne mitunter
sehr niedrige Wassersténde eingestellt. Das fir Fische,
Kleinstlebewesen und Pflanzen lebensnotwendige Was-
serdargebot (Wassermenge, Wassertiefe, Wasserquali-
tat) ist daher nicht mehr flichendeckend gewéhrleistet
und es besteht die Gefahr, dass die Gewasserbiozonose
nachhaltig gest6rt wird.

Der Fullstand der Biggetalsperre liegt deutlich unter
dem langjahrigen Mittel und es ist davon auszugehen,
dass der Wasserstand in den kommenden Wochen wei-
ter sinken wird. In den letzten Dlirreperioden mussten
die Mindestwasserabgaben der Talsperren gedrosselt
werden, um die Wasservorrite in den Talsperren ent-
sprechend zu schonen.

Da der Niederschlag aufierhalb von Starkregen
Uberwiegend von der Vegetation aufgenommen wird und
allenfalls kurzfristig zu einer Erhéhung des Abflusses in
den Gewéssern fihren kann, ist mit grofSer Sicherheit
zu erwarten, dass die Pegelstdnde der Lenne weiter
sinken werden. Die Entnahme von Wasser aus der Lenne
mittels mechanischer oder elektrischer Pump- oder
Saugvorrichtungen und fahrbarer Behaltnisse verstarkt
diese Gefahr zusatzlich.

Im Bereich der Lenne sind Entnahmen im Rahmen des
sog. erlaubnisfreien Gemeingebrauchs mittels fahrbarer
Behaltnisse sowie des sog. erlaubnisfreien Anlieger- und
Eigentiimergebrauchs mittels elektrischer Pump- oder
Saugeinrichtungen tiblich.
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zu 1:

Erméchtigungsgrundlage far die Verfligung zu Ziffer 1
dieser Allgemeinverfiigung ist § 100 Abs. 1 S. 1, 2 WHG
i.V.m. 8§93 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 LWG NRW i.V.m. § 25 WHG
i.V.m. § 20 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 VwV{G NRW.

Gemafs § 100 Abs. 1 S. 1 WHG ist es Aufgabe der
Gewésseraufsicht, Gewasser sowie die Erftllung
der offentlich-rechtlichen Verpflichtungen zu
Uberwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriften
des Wasserhaushaltsgesetzes, nach auf dem
Wasserhaushaltsgesetz gestlitzten Rechtsverordnungen
oder nach landesrechtlichen Vorschriften bestehen.
Sie ordnet nach pflichtgeméaflem Ermessen die
Mafinahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um
Beeintrachtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden
oder zu beseitigen (§ 100 Abs. 1 S. 2 WHG).

Die Zustandigkeit der oberen Wasserbehorde ergibt sich
aus § 100 Abs. 1 S. 2 WHG, 8§ 93 Abs. 1, 114 Abs. 2
und 115 LWG NRW i. V. m. den Ziffern 20.1.49, 22.1.6,
22.1.7 und 22.1.58.1 aus Anhang 2 der Anlage zur Zu-
standigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU).

Die zustandige Behorde kann den erlaubnisfreien Ge-
meingebrauch oberirdischer Gewasser gem. § 25 WHG
i.V.m. § 19 Abs. 1 S. 1 LWG NRW nach § 20 LWG NRW
regeln, beschranken oder verbieten, um zu verhindern,
dass andere beeintrachtigt werden, schadliche Gewés-
serverdnderungen zu besorgen sind oder die Leistungs-
fahigkeit des Naturhaushalts erheblich oder nachhaltig
beeintrachtigt wird.

Dies ist der Fall. Durch den erlaubnisfreien
Gemeingebrauch sind schédliche Gewéasserverdnderungen
zu besorgen. Die geringen Abflussmengen gefdhrden den
Wasserhaushalt in Menge und Gtite sowie die Pflanzen-
und Tiergemeinschaften der Lenne. Bei anhaltenden
niedrigen Wasserstanden oder einem weiteren Absinken
des Wasserstandes ist eine weitere Verschlechterung
des 6kologischen und chemischen Gewésserzustands
und somit eine nachhaltige Schadigung des
Gewasserokosystems zu erwarten. Somit ist die fur die
Zielerreichung des § 6 Abs. 1 WHG und der §§ 27 bis 31
WHG erforderliche Abflussmenge gefahrdet. Vorliegend
sind die wasserrechtlichen Voraussetzungen aufgrund
der oben angefiihrten tatsédchlichen Gegebenheiten fir
die Entnahme von Wasser mittels fahrbarer Behéltnisse
aus der Lenne (im Rahmen des erlaubnisfreien Gemein-,
Eigenttimer- und Anliegergebrauchs) nicht mehr gegeben.
Die in diesem Bereich vielfaltig praktizierte Entnahme
von Wasser aus der Lenne im Rahmen des Gemein-,
Eigenttimer- und Anliegergebrauchs verstarkt die Gefahr
far den Wasserhaushalt aufgrund der derzeitig niedrigen
Abflussmengen zusétzlich.

Aus Grinden des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere
der Ordnung des Wasserhaushalts und des Schutzes der
Natur ist eine Beschriankung des Gemeingebrauchs sowie
Eigenttimer- und Anliegergebrauchs notwendig. Die mit
dieser Allgemeinverfligung angeordnete Einschrankung
des Gemeingebrauchs ist geeignet, die Lenne vor
Storungen durch eine Verringerung der Wasserfihrung
zu schtitzen und eine Verschlechterung der durch die
langanhaltende Trockenheit kritischen Gewéasserzusténde
zu vermeiden und damit die Tier- und Pflanzenwelt
der Lenne vor Schaden zu bewahren. Die Untersagung
bezweckt ferner, vorsorglich die Lebensgrundlage Wasser
sowie gewéassertkologische Belange zu schiitzen und



zu erhalten. Zur Schonung der Wasservorrate in den
Talsperren ist die Untersagung der Wasserentnahme
ebenfalls sinnvoll.

Die Beschrankung ist ein geeignetes Mittel zur Absiche-
rung der 6kologischen, wassermengen- und wassergu-
tewirtschaftlichen Anforderungen. Ein milderes, gleich
effektives Mittel zur Erreichung des angestrebten Ge-
wasserschutzes ist nicht ersichtlich. Das wirtschaftliche
oder personliche Interesse der Gewassernutzer an einer,
im Rahmen der Gesetze zuldssigen, unbeschrankten
Gewdasserbenutzung, haben in diesem Fall hinter dem
offentlichen Interesse an der 6kologischen Funktionsfa-
higkeit der Lenne und dem dadurch erreichten Schutz
der Natur zurtickzustehen. Ohnehin ist im Rahmen des
Gemeingebrauchs die Entnahme nur mittels fahrbaren
Behiltnissen ohne elektrische Hilfsmittel zuldssig und
nur soweit, dass schéadliche Gewésserveranderungen
nicht zu erwarten sind (§ 19 Abs. 1 S. 1 LWG NRW).
Nach den dargestellten Prognosen ist in absehbarer Zeit
davon auszugehen, dass diese gesetzliche Einschran-
kung greifen wird und diese Entnahmen entsprechend
ohnehin einer gesonderten Erlaubnis bedtrften. Die an-
geordnete MafSnahme steht damit in einem angemesse-
nen Verhaltnis zum angestrebten Erfolg.

Zu 2:

Ermachtigungsgrundlage fiir die Verfigung zu Ziffer 2
dieser Allgemeinverfligung ist § 100 Abs. 1 S. 1, 2 WHG
i.V.m.§ 93 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 LWG NRW i.V.m. § 26 WHG
i.V.m. § 21 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 VwVfG NRW.

Danach kann die zustédndige Behorde den erlaubnis-
freien Eigenttimer- und Anliegergebrauch oberirdischer
Gewasser gem. § 26 WHG nach § 21 LWG NRW durch
Verwaltungsakt oder ordnungsbehérdliche Verordnung
regeln und beschrénken, um zu verhindern, dass an-
dere beeintrachtigt werden, schadliche Gewasserveran-
derungen zu besorgen sind oder die Leistungsfahigkeit
des Naturhaushalts erheblich oder nachhaltig beein-
trachtigt wird.

Diese Voraussetzungen sind gegeben. Der Anlieger- und
Eigentimergebrauch ist weitergehender als der Gemein-
gebrauch und umfasst zum Beispiel auch Entnahmen
durch motorbetriebene Pumpen. Durch entsprechende
hoéhere Entnahmemengen gelten die Ausfithrungen zur
Gefahrensituation und Abwagung unter Ziff. 1 fir der-
lei Entnahmen erst Recht.

Der Eigentiimer- und Anliegergebrauch ist zudem durch
den Gesetzgeber nur soweit zugelassen worden, wie keine
nachteilige Veranderung der Wasserbeschaffenheit, keine
wesentliche Verminderung der Wasserfihrung sowie
keine andere Beeintrdchtigung des Wasserhaushaltes
zu erwarten ist (§ 26 Abs. 1 S. 1 WHG). Nach den dar-
gestellten Prognosen ist in absehbarer Zeit davon aus-
zugehen, dass diese gesetzliche Einschrankung greifen
wird und diese Entnahmen entsprechend ohnehin einer
gesonderten Erlaubnis bedtrften. Die angeordnete Mafs-
nahme steht damit in einem angemessenen Verhéaltnis
zum angestrebten Erfolg.

Zu 3:

Die Verfigung wird zunédchst anhand der aktuellen Wet-
terprognose bis zum 31. Oktober 2025 befristet. Auf-
grund der beendeten Vegetationsperiode, einer geringe-
ren Verdunstungsrate aufgrund niedrigerer Tempera-
turen und im Normalfall erhéhter Niederschlage ab ca.
Oktober, wird die Lenne dann nach einer erforderlichen
Erholungsphase voraussichtlich wieder ausreichend

Wasser fihren. Die obere Wasserbehérde wird fortlau-
fend priifen, ob eine Aufhebung oder Anderung dieser
Allgemeinverfiigung vor dem 31. Oktober 2025 geboten
ist. Die Anordnung der Dauer dieser Allgemeinverfligung
nebst der Moéglichkeit der vorherigen Aufhebung der All-
gemeinverfiigung stellt sicher, dass nur der notwendige
Zeitraum beschrankt wird.

Zu 4:

Gemafs § 43 Abs. 1 S. 1 VwV{G wird ein Verwaltungsakt
gegenliber demjenigen, flir den er bestimmt ist oder der
von ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, indem
er ihm bekannt gegeben wird. Gemafs § 41 Abs. 4 S. 3
VwVIG gilt ein Verwaltungsakt zwei Wochen nach der
ortstiblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In
einer Allgemeinverfligung kann ein hiervon abweichen-
der Tag, jedoch friihestens der auf die Bekanntmachung
folgende Tag bestimmt werden. Aufgrund der Dringlich-
keit der Entscheidung wird bestimmt, dass die Allge-
meinverfigung am Tag nach der Bekanntmachung als
bekannt gegeben gilt und wirksam wird. Die Einhaltung
einer Frist von zwei Wochen wiirde dem Zweck zuwider -
laufen, einen effektiven Schutz der Gewassertkosysteme
zu gewédhrleisten. Die Anordnung der Wirksamkeit der
Allgemeinverfigung am Tag nach der Bekanntgabe ist
daher geeignet, erforderlich und auch in Abwagung mit
betroffenen privaten Interessen angemessen.

Zu 5:

Eine Klage gegen die Nr. 1 und Nr. 2 dieser Allgemein-
verfiigung hat durch die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) keine aufschiebende Wirkung. Das bedeu-
tet, dass selbst bei fristgerechter Einreichung der Klage
die unter Nr. 1 und Nr. 2 genannten Regelungen befolgt
werden muissen.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im 6ffent-
lichen Interesse im Sinne des § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO.
Es ist nicht vertretbar, dass durch die Einlegung von
Rechtsmitteln bestehende Wasserentnahmen an der
Lenne fortgesetzt werden kénnen und dadurch die Ge-
wéssersituation weiter verschlechtert wird. Durch weitere
Entnahmen wéare die Aufrechterhaltung der notwendigen
Abflussmenge zur Sicherstellung der Mindestwasserftih-
rung zusitzlich erschwert. Allein die sofortige Umset-
zung der hier getroffenen Mafinahmen erméglicht den
jetzt gebotenen und erforderlichen Schutz der Lenne.
Hinweis:
Die Einhaltung der Untersagung der Wasserentnahme
wird iberwacht. Auf die Bufigeldvorschrift des § 103 Abs.
1 Nr. 1 WHG wird hingewiesen. Eine Zuwiderhandlung
gegen diese Allgemeinverfigung kann mit einer Geldbu-
RBe von bis zu 50.000,- € geahndet werden.
Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt Arnsberg erhoben werden.

Im Auftrag
gez. Hibner

(1073) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 281
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387. Bekanntmachung: Allgemeinverfiigung zur
Untersagung von Wasserentnahmen
aus der Ruhr (Gewidsserkennzahl 276)
von der Quelle bis zur Grenze des Regierungs-
bezirks Arnsberg in Bochum-Dahlhausen

Bezirksregierung Arnsberg Arnsberg, 12.07.2025
Der Regierungsprasident
- obere Wasserbehorde -

54.50.30-109/2025-001

Die Bezirksregierung Arnsberg erldsst als obere Was-
serbehoérde auf der Grundlage des § 100 Abs. 1 S. 1, 2
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 93 Abs. 1 S. 1
Nr. 1 Landeswassergesetz (LWG NRW) i.V.m. § 25 WHG
i.V.m. § 20 LWG NRWi.V.m. § 26 WHG i.V.m. § 21 LWG
NRW i.V.m. § 35 S. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW
(VwVEG NRW), jeweils in der derzeit gliltigen Fassung,
die Ruhr im Regierungsbezirk Arnsberg folgende

Allgemeinverfiigung:

1. Der erlaubnisfreie Gemeingebrauch wird wie folgt
beschrankt:

Die Entnahme von Wasser mittels fahrbarer
Behaltnisse aus der Ruhr im Regierungsbezirk
Arnsberg wird untersagt.

Ausgenommen sind das Tranken von Vieh und
das Schoépfen mit Handgefafien.

2. Der erlaubnisfreie Eigentimer- und Anliegergebrauch
oberirdischer Gewéasser wird wie folgt beschrankt:

Die Entnahme von Wasser mittels mechanischen
oder elektrischen Pump- und/oder Saugvorrich-
tungen sowie fahrbarer Behéltnisse aus der Ruhr
im Regierungsbezirk Arnsberg wird untersagt.

Ausgenommen sind das Tranken von Vieh und
das Schépfen mit Handgefafien.

3. Die Allgemeinverfigung tritt mit Ablauf des 31. Ok-
tober 2025 aufSer Kraft.

Davon unberthrt bleibt die Moéglichkeit der
Aufhebung oder Anderung dieser Verfiigung vor
dem 31. Oktober 2025.

4. Diese Allgemeinverfligung wird gemafd § 41 Abs. 3
und Abs. 4 VwVIG NRW o6ffentlich bekannt gemacht
und gilt am auf die Bekanntmachung folgenden Tag
als bekanntgegeben.

5. Die sofortige Vollziehung der Nr. 1 und Nr. 2 dieser
Allgemeinverfligung wird angeordnet.

Begriindung:
Nach dem vergleichsweise trockenen Frihjahr haben
sich die Messdaten zur Bodenfeuchte und den Abfltissen
in den Oberflachengewassern inzwischen deutlich ver-
schlechtert. Aufgrund der bereits festzustellenden und
fir den Sommer prognostizierten unterdurchschnitt-
lichen Niederschlagsmengen sowie der fortschreiten-
den Bodentrockenheit haben sich in der Ruhr mitunter
sehr niedrige Wasserstande eingestellt. Das flir Fische,
Kleinstlebewesen und Pflanzen lebensnotwendige Was-
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serdargebot (Wassermenge, Wassertiefe, Wasserquali-
tat) ist daher nicht mehr flichendeckend gewéahrleistet
und es besteht die Gefahr, dass die Gewasserbiozonose
nachhaltig gestort wird.

Die Fullstdnde der Ruhrverbandstalsperren liegen
deutlich unter dem langjahrigen Mittel und es ist
davon auszugehen, dass der Wasserstand in den
kommenden Wochen weiter sinken wird. Bereits seit
Anfang Juli wurden, wie in den letzten Durreperioden,
die Abgaben aus den Talsperren reduziert, um den
o6kologischen Mindestauinhalt zu gewahrleisten und
die Trinkwassergewinnung sicherzustellen.

Da der Niederschlag aufSerhalb von Starkregen tiber-
wiegend von der Vegetation aufgenommen wird und al-
lenfalls kurzfristig zu einer Erhéhung des Abflusses in
den Gewassern fihren kann, ist mit grofler Sicherheit
zu erwarten, dass die Pegelstdnde der Ruhr im Regie-
rungsbezirk Arnsberg weiter niedrig bleiben oder sinken
werden. Die Entnahme von Wasser aus der Ruhr mit-
tels mechanischer oder elektrischer Pump- oder Saug-
vorrichtungen und fahrbarer Behéaltnisse verstarkt diese
Gefahr zusatzlich.

Im Bereich der Ruhr im Regierungsbezirk Arnsberg sind
Entnahmen im Rahmen des sog. erlaubnisfreien Gemein-
gebrauchs mittels fahrbarer Behaltnisse sowie des sog.
erlaubnisfreien Anlieger- und Eigenttimergebrauchs mit-
tels elektrischer Pump- oder Saugeinrichtungen tblich.

zu 1:

Ermachtigungsgrundlage fur die Verfiigung zu Ziffer 1
dieser Allgemeinverfiigung ist § 100 Abs. 1 S. 1, 2 WHG
i.V.m. 8§93 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 LWG NRW i.V.m. § 25 WHG
i.V.m. § 20 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 VwV{G NRW.

Gemafs § 100 Abs. 1 S. 1 WHG ist es Aufgabe der
Gewésseraufsicht, Gewasser sowie die Erftllung
der offentlich-rechtlichen Verpflichtungen zu
Uberwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriften
des Wasserhaushaltsgesetzes, nach auf dem
Wasserhaushaltsgesetz gestlitzten Rechtsverordnungen
oder nach landesrechtlichen Vorschriften bestehen.
Sie ordnet nach pflichtgeméaflem Ermessen die
Mafinahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um
Beeintrachtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden
oder zu beseitigen (§ 100 Abs. 1 S. 2 WHG).

Die Zustandigkeit der oberen Wasserbehorde ergibt sich
aus § 100 Abs. 1 S. 2 WHG, §§ 93 Abs. 1, 114 Abs. 2
und 115 LWG NRW i. V. m. den Ziffern 20.1.49, 22.1.6,
22.1.7 und 22.1.58.1 aus Anhang 2 der Anlage zur
Zustandigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU).

Die zustandige Behorde kann den erlaubnisfreien Ge-
meingebrauch oberirdischer Gewasser gem. § 25 WHG
i.V.m. § 19 Abs. 1 S. 1 LWG NRW nach § 20 LWG NRW
regeln, beschranken oder verbieten, um zu verhindern,
dass andere beeintrachtigt werden, schédliche Gewés-
serveranderungen zu besorgen sind oder die Leistungs-
fahigkeit des Naturhaushalts erheblich oder nachhaltig
beeintrachtigt wird.

Dies ist der Fall. Durch den erlaubnisfreien Gemeinge-
brauch sind schadliche Gewéasserverdnderungen zu be-
sorgen. Die geringen Abflussmengen gefdhrden den Was-
serhaushalt in Menge und Gtite sowie die Pflanzen- und
Tiergemeinschaften der Ruhr. Bei anhaltenden niedrigen
Wasserstdnden oder einem weiteren Absinken des Was-
serstandes ist eine weitere Verschlechterung des 6kolo-
gischen und chemischen Gewésserzustands und somit



eine nachhaltige Schadigung des Gewéasserokosystems
zu erwarten. Somit ist die fur die Zielerreichung des §
6 Abs. 1 WHG und der 8§ 27 bis 31 WHG erforderliche
Abflussmenge gefdhrdet. Vorliegend sind die wasser-
rechtlichen Voraussetzungen aufgrund der oben ange-
fuhrten tatsdchlichen Gegebenheiten fir die Entnahme
von Wasser mittels fahrbarer Behé&ltnisse aus der Ruhr
im Regierungsbezirk Arnsberg (im Rahmen des erlaub-
nisfreien Gemein-, Eigentimer- und Anliegergebrauchs)
nicht mehr gegeben. Die in diesem Bereich vielfaltig prak-
tizierte Entnahme von Wasser aus der Ruhr im Rahmen
des Gemein-, Eigenttiimer- und Anliegergebrauchs ver-
starkt die Gefahr fir den Wasserhaushalt aufgrund der
derzeitig niedrigen Abflussmengen zusatzlich.

Aus Grinden des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere
der Ordnung des Wasserhaushalts und des Schutzes
der Natur ist eine Beschrankung des Gemeingebrauchs
sowie Eigentiimer- und Anliegergebrauchs notwendig.
Die mit dieser Allgemeinverfigung angeordnete
Einschrankung des Gemeingebrauchs ist geeignet, die
Ruhr im Regierungsbezirk Arnsberg vor Stérungen durch
eine Verringerung der Wasserfihrung zu schuiitzen und
eine Verschlechterung der durch die langanhaltende
Trockenheit kritischen Gewasserzustande zu vermeiden
und damit die Tier- und Pflanzenwelt der Ruhr vor
Schaden zu bewahren. Die Untersagung bezweckt
ferner, vorsorglich die Lebensgrundlage Wasser sowie
gewasserdkologische Belange zu schtiitzen und zu
erhalten. Zur Schonung der Wasservorrate in den
Talsperren ist die Untersagung der Wasserentnahme
ebenfalls sinnvoll.

Die Beschrankung ist ein geeignetes Mittel zur Absiche-
rung der 6kologischen, wassermengen- und wassergui-
tewirtschaftlichen Anforderungen. Ein milderes, gleich
effektives Mittel zur Erreichung des angestrebten Ge-
wasserschutzes ist nicht ersichtlich. Das wirtschaftliche
oder personliche Interesse der Gewassernutzer an einer,
im Rahmen der Gesetze zuldssigen, unbeschrankten
Gewdasserbenutzung, haben in diesem Fall hinter dem
offentlichen Interesse an der 6kologischen Funktions-
fahigkeit der Ruhr im Regierungsbezirk Arnsberg und
dem dadurch erreichten Schutz der Natur zurtckzu-
stehen. Ohnehin ist im Rahmen des Gemeingebrauchs
die Entnahme nur mittels fahrbaren Behéltnissen ohne
elektrische Hilfsmittel zuldssig und nur soweit, dass
schédliche Gewisserverdnderungen nicht zu erwarten
sind (§ 19 Abs. 1 S. 1 LWG NRW). Nach den dargestell-
ten Prognosen ist in absehbarer Zeit davon auszugehen,
dass diese gesetzliche Einschrankung greifen wird und
diese Entnahmen entsprechend ohnehin einer geson-
derten Erlaubnis bedtrften. Die angeordnete MafSnah-
me steht damit in einem angemessenen Verhaltnis zum
angestrebten Erfolg.

Zu 2:

Ermachtigungsgrundlage fur die Verfiigung zu Ziffer 2
dieser Allgemeinverfligung ist § 100 Abs. 1 S. 1, 2 WHG
i.V.m.§ 93 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 LWG NRW i.V.m. § 26 WHG
i.V.m. § 21 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 VwV{G NRW.

Danach kann die zustédndige Behoérde den erlaubnisfreien
Eigentiimer- und Anliegergebrauch oberirdischer
Gewéasser gem. § 26 WHG nach § 21 LWG NRW
durch Verwaltungsakt oder ordnungsbehérdliche
Verordnung regeln und beschranken, um zu verhindern,
dass andere beeintrachtigt werden, schadliche
Gewasserverdnderungen zu besorgen sind oder die

Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts erheblich oder
nachhaltig beeintrachtigt wird.

Diese Voraussetzungen sind gegeben. Der Anlieger-
und Eigentiimergebrauch ist weitergehender als der
Gemeingebrauch und umfasst zum Beispiel auch
Entnahmen durch motorbetriebene Pumpen. Durch
entsprechende hohere Entnahmemengen gelten die
Ausfihrungen zur Gefahrensituation und Abwagung
unter Ziff. 1 far derlei Entnahmen erst Recht.

Der Eigenttimer- und Anliegergebrauch ist zudem durch
den Gesetzgeber nur soweit zugelassen worden, wie keine
nachteilige Veranderung der Wasserbeschaffenheit, keine
wesentliche Verminderung der Wasserfihrung sowie
keine andere Beeintrdchtigung des Wasserhaushaltes
zu erwarten ist (§ 26 Abs. 1 S. 1 WHG). Nach den dar-
gestellten Prognosen ist in absehbarer Zeit davon aus-
zugehen, dass diese gesetzliche Einschrankung greifen
wird und diese Entnahmen entsprechend ohnehin einer
gesonderten Erlaubnis bedtrften. Die angeordnete Mafs-
nahme steht damit in einem angemessenen Verhéaltnis
zum angestrebten Erfolg.

Zu 3:

Die Verfiigung wird zunachst anhand der aktuellen Wet-
terprognose bis zum 31. Oktober 2025 befristet. Auf-
grund der beendeten Vegetationsperiode, einer geringe-
ren Verdunstungsrate aufgrund niedrigerer Tempera-
turen und im Normalfall erh6hter Niederschlage ab ca.
Oktober, wird die Ruhr dann nach einer erforderlichen
Erholungsphase voraussichtlich wieder ausreichend
Wasser fihren. Die obere Wasserbehoérde wird fortlau-
fend priifen, ob eine Aufhebung oder Anderung dieser
Allgemeinverfiigung vor dem 31. Oktober 2025 geboten
ist. Die Anordnung der Dauer dieser Allgemeinverfliigung
nebst der Moglichkeit der vorherigen Aufhebung der All-
gemeinverfigung stellt sicher, dass nur der notwendige
Zeitraum beschrankt wird.

Zu 4:

Gemé&fs § 43 Abs. 1 S. 1 VwV{G wird ein Verwaltungsakt
gegentiber demjenigen, fir den er bestimmt ist oder
der von ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam,
indem er ihm bekannt gegeben wird. Gemafd § 41 Abs.
4 S. 3 VwVI{G gilt ein Verwaltungsakt zwei Wochen
nach der ortstiblichen Bekanntmachung als bekannt
gegeben. In einer Allgemeinverfigung kann ein
hiervon abweichender Tag, jedoch frihestens der auf
die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden.
Aufgrund der Dringlichkeit der Entscheidung wird
bestimmt, dass die Allgemeinverfligung am Tag nach der
Bekanntmachung als bekannt gegeben gilt und wirksam
wird. Die Einhaltung einer Frist von zwei Wochen wiirde
dem Zweck zuwiderlaufen, einen effektiven Schutz der
Gewdasserokosysteme zu gewédhrleisten. Die Anordnung
der Wirksamkeit der Allgemeinverfligung am Tag nach
der Bekanntgabe ist daher geeignet, erforderlich und
auch in Abwagung mit betroffenen privaten Interessen
angemessen.

Zu 5:

Eine Klage gegen die Nr. 1 und Nr. 2 dieser
Allgemeinverfigung hat durch die Anordnung
der sofortigen Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) keine aufschiebende
Wirkung. Das bedeutet, dass selbst bei fristgerechter
Einreichung der Klage die unter Nr. 1 und Nr. 2 genannten
Regelungen befolgt werden mussen.
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Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im
offentlichen Interesse im Sinne des § 80 Abs. 2 Nr. 4
VwGO. Es ist nicht vertretbar, dass durch die Einlegung
von Rechtsmitteln bestehende Wasserentnahmen an der
Ruhr im Regierungsbezirk Arnsberg fortgesetzt werden
kénnen und dadurch die Gewéassersituation weiter
verschlechtert wird. Durch weitere Entnahmen ware
die Aufrechterhaltung der notwendigen Abflussmenge
zur Sicherstellung der Mindestwasserfiihrung zusétzlich
erschwert. Allein die sofortige Umsetzung der hier
getroffenen Mafinahmen erméglicht den jetzt gebotenen
und erforderlichen Schutz der Ruhr.

Hinweis:

Die Einhaltung der Untersagung der Wasserentnahme
wird tiberwacht. Auf die Bufigeldvorschrift des § 103 Abs.
1 Nr. 1 WHG wird hingewiesen. Eine Zuwiderhandlung
gegen diese Allgemeinverfligung kann mit einer Geldbu-
Re von bis zu 50.000,- € geahndet werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt Arnsberg erhoben werden.

Im Auftrag
gez. Huibner

(11095) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 284

388. Bekanntmachung: Allgemeinverfiigung zur
Untersagung von Wasserentnahmen aus der Sieg
(Gewidsserkennzahl 272) von der Quelle bis zur
Landesgrenze im Regierungsbezirk Arnsberg

Bezirksregierung Arnsberg Arnsberg, 12.07.2025
Der Regierungsprasident
- obere Wasserbehorde -

54.50.30-109/2025-001

Die Bezirksregierung Arnsberg erlasst als obere Was-
serbehoérde auf der Grundlage des § 100 Abs. 1 S. 1, 2
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 93 Abs. 1 S. 1
Nr. 1 Landeswassergesetz (LWG NRW) i.V.m. § 25 WHG
i.V.m. § 20 LWG NRW i.V.m. § 26 WHG i.V.m. § 21 LWG
NRW iV.m. § 35 S. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW
(VwVIG NRW), jeweils in der derzeit giltigen Fassung,
far die Sieg (von der Quelle bis zur Landesgrenze) im
Regierungsbezirk Arnsberg folgende

Allgemeinverfiigung:

1. Der erlaubnisfreie Gemeingebrauch wird wie folgt
beschrankt:

Die Entnahme von Wasser mittels fahrbarer
Behéltnisse aus der Sieg im Regierungsbezirk
Arnsberg wird untersagt.

Ausgenommen sind das Tranken von Vieh und
das Schopfen mit HandgefafSen.

2. Der erlaubnisfreie Eigenttimer- und Anliegergebrauch
oberirdischer Gewasser wird wie folgt beschrankt:

Die Entnahme von Wasser mittels mechanischen
oder elektrischen Pump- wund/oder
Saugvorrichtungen sowie fahrbarer Behéaltnisse
aus der Sieg im Regierungsbezirk Arnsberg wird
untersagt.

Ausgenommen sind das Tranken von Vieh und
das Schopfen mit HandgefafSen.
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3. Die Allgemeinverfligung tritt mit Ablauf des 31.
Oktober 2025 aufier Kraft.

Davon unberthrt bleibt die Méglichkeit der Auf-
hebung oder Anderung dieser Verfligung vor dem
31. Oktober 2025.

4. Diese Allgemeinverfligung wird geméafs § 41 Abs. 3
und Abs. 4 VwV{G NRW offentlich bekannt gemacht
und gilt am auf die Bekanntmachung folgenden Tag
als bekanntgegeben.

5. Die sofortige Vollziehung der Nr. 1 und Nr. 2 dieser
Allgemeinverfiigung wird angeordnet.

Begriindung:

Nach dem vergleichsweise trockenen Friihjahr haben
sich die Messdaten zur Bodenfeuchte und den Abfltissen
in den Oberflachengewéassern inzwischen deutlich ver-
schlechtert. Aufgrund der bereits festzustellenden und
fir den Sommer prognostizierten unterdurchschnittli-
chen Niederschlagsmengen sowie der fortschreitenden
Bodentrockenheit haben sich in der Sieg im Regierungs-
bezirk Arnsberg mitunter sehr niedrige Wasserstande ein-
gestellt. Das fur Fische, Kleinstlebewesen und Pflanzen
lebensnotwendige Wasserdargebot (Wassermenge, Was-
sertiefe, Wasserqualitat) ist daher nicht mehr flaichende-
ckend gewéahrleistet und es besteht die Gefahr, dass die
Gewasserbiozénose nachhaltig gestort wird.

Da der Niederschlag aufierhalb von Starkregen tiberwie-
gend von der Vegetation aufgenommen wird und allen-
falls kurzfristig zu einer Erh6hung des Abflusses in den
Gewaéssern fihren kann, ist mit grofSer Sicherheit zu er-
warten, dass die Pegelsténde der Sieg im Regierungsbe-
zirk Arnsberg weiter niedrig bleiben oder sinken werden.
Die Entnahme von Wasser aus der Sieg im Regierungs-
bezirk Arnsberg mittels mechanischer oder elektrischer
Pump- oder Saugvorrichtungen und fahrbarer Behalt-
nisse verstarkt diese Gefahr zusétzlich.

Im Bereich der Sieg sind Entnahmen im Rahmen des
sog. erlaubnisfreien Gemeingebrauchs mittels fahrbarer
Behaltnisse sowie des sog. erlaubnisfreien Anlieger- und
Eigentimergebrauchs mittels elektrischer Pump- oder
Saugeinrichtungen tblich.

zu 1:

Erméchtigungsgrundlage far die Verfligung zu Ziffer 1
dieser Allgemeinverfiigung ist § 100 Abs. 1 S. 1, 2 WHG
i.V.m. 8§93 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 LWG NRW i.V.m. § 25 WHG
i.V.m. § 20 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 VwV{G NRW.

Gemafs § 100 Abs. 1 S. 1 WHG ist es Aufgabe der
Gewésseraufsicht, Gewasser sowie die Erftllung
der offentlich-rechtlichen Verpflichtungen zu
Uberwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriften
des Wasserhaushaltsgesetzes, nach auf dem
Wasserhaushaltsgesetz gesttitzten Rechtsverordnungen
oder nach landesrechtlichen Vorschriften bestehen.
Sie ordnet nach pflichtgemaflfem Ermessen die
Mafinahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um
Beeintrachtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden
oder zu beseitigen (§ 100 Abs. 1 S. 2 WHG).

Die Zustandigkeit der oberen Wasserbehorde ergibt sich
aus § 100 Abs. 1 S. 2 WHG, 8§ 93 Abs. 1, 114 Abs. 2
und 115 LWG NRWi. V. m. den Ziffern 20.1.49, 22.1.6,



22.1.7 und 22.1.58.1 aus Anhang 2 der Anlage zur
Zustandigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU).

Die zustdndige Behorde kann den erlaubnisfreien Ge-
meingebrauch oberirdischer Gewasser gem. § 25 WHG
i.V.m. § 19 Abs. 1 S. 1 LWG NRW nach § 20 LWG NRW
regeln, beschranken oder verbieten, um zu verhindern,
dass andere beeintrachtigt werden, schéadliche Gewas-
serveranderungen zu besorgen sind oder die Leistungs-
fahigkeit des Naturhaushalts erheblich oder nachhaltig
beeintrachtigt wird.

Dies ist der Fall. Durch den erlaubnisfreien Gemeinge-
brauch sind schadliche Gewasserveranderungen zu be-
sorgen. Die geringen Abflussmengen gefdhrden den Was-
serhaushalt in Menge und Gtite sowie die Pflanzen- und
Tiergemeinschaften der Sieg. Bei anhaltenden niedrigen
Wasserstanden oder einem weiteren Absinken des Was-
serstandes ist eine weitere Verschlechterung des 6kolo-
gischen und chemischen Gewéasserzustands und somit
eine nachhaltige Schadigung des Gewasserokosystems
zu erwarten. Somit ist die flir die Zielerreichung des §
6 Abs. 1 WHG und der 8§ 27 bis 31 WHG erforderliche
Abflussmenge gefdhrdet. Vorliegend sind die wasser-
rechtlichen Voraussetzungen aufgrund der oben ange-
fihrten tatsichlichen Gegebenheiten flir die Entnahme
von Wasser mittels fahrbarer Behéltnisse aus der Sieg
im Regierungsbezirk Arnsberg (im Rahmen des erlaub-
nisfreien Gemein-, Eigenttimer- und Anliegergebrauchs)
nicht mehr gegeben. Die in diesem Bereich vielfaltig prak-
tizierte Entnahme von Wasser aus der Sieg im Rahmen
des Gemein-, Eigenttimer- und Anliegergebrauchs ver-
starkt die Gefahr fir den Wasserhaushalt aufgrund der
derzeitig niedrigen Abflussmengen zuséatzlich.

Aus Grinden des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere
der Ordnung des Wasserhaushalts und des Schutzes der
Natur ist eine Beschrankung des Gemeingebrauchs sowie
Eigenttimer- und Anliegergebrauchs notwendig. Die mit
dieser Allgemeinverfligung angeordnete Einschrankung
des Gemeingebrauchs ist geeignet, die Sieg vor Stérungen
durch eine Verringerung der Wasserfiihrung zu schtitzen
und eine Verschlechterung der durch die langanhaltende
Trockenheit kritischen Gewasserzustande zu vermeiden
und damit die Tier- und Pflanzenwelt der Sieg im
Regierungsbezirk Arnsberg vor Schaden zu bewahren.
Die Untersagung bezweckt ferner, vorsorglich die
Lebensgrundlage Wasser sowie gewasserdkologische
Belange zu schiitzen und zu erhalten. Zur Schonung der
Wasservorréte in den Talsperren ist die Untersagung der
Wasserentnahme ebenfalls sinnvoll. Sie ist ein geeignetes
Mittel zur Absicherung der 6kologischen, wassermengen-
und wassergltewirtschaftlichen Anforderungen. Ein
milderes, gleich effektives Mittel zur Erreichung des
angestrebten Gewdésserschutzes ist nicht ersichtlich.
Das wirtschaftliche oder persénliche Interesse der
Gewéassernutzer an einer, im Rahmen der Gesetze
zulassigen, unbeschrankten Gewésserbenutzung,
haben in diesem Fall hinter dem o6ffentlichen Interesse
an der Okologischen Funktionsfihigkeit der Sieg
im Regierungsbezirk Arnsberg und dem dadurch
erreichten Schutz der Natur zurtickzustehen. Ohnehin
ist im Rahmen des Gemeingebrauchs die Entnahme
nur mittels fahrbaren Behéltnissen ohne elektrische
Hilfsmittel zulassig und nur soweit, dass schéadliche
Gewasserverdnderungen nicht zu erwarten sind (§ 19 Abs.
1S. 1 LWG NRW). Nach den dargestellten Prognosen ist in
absehbarer Zeit davon auszugehen, dass diese gesetzliche

Einschrankung greifen wird und diese Entnahmen
entsprechend ohnehin einer gesonderten Erlaubnis
bedurften. Die angeordnete Mafinahme steht damit in
einem angemessenen Verhéltnis zum angestrebten Erfolg.

Zu 2:

Ermaéachtigungsgrundlage fur die Verfligung zu Ziffer 2
dieser Allgemeinverfligung ist § 100 Abs. 1 S. 1, 2 WHG
i.V.m. 8§93 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 LWG NRW i.V.m. § 26 WHG
i.V.m. § 21 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 VwV{G NRW.

Danach kann die zustindige Behorde den erlaubnis-
freien Eigentiimer- und Anliegergebrauch oberirdischer
Gewasser gem. § 26 WHG nach § 21 LWG NRW durch
Verwaltungsakt oder ordnungsbehérdliche Verordnung
regeln und beschranken, um zu verhindern, dass an-
dere beeintrachtigt werden, schadliche Gewasserveran-
derungen zu besorgen sind oder die Leistungsfahigkeit
des Naturhaushalts erheblich oder nachhaltig beein-
trachtigt wird.

Diese Voraussetzungen sind gegeben. Der Anlieger- und
Eigentiimergebrauch ist weitergehender als der Gemein-
gebrauch und umfasst zum Beispiel auch Entnahmen
durch motorbetriebene Pumpen. Durch entsprechende
hohere Entnahmemengen gelten die Ausfithrungen zur
Gefahrensituation und Abwagung unter Ziff. 1 fir der-
lei Entnahmen erst Recht.

Der Eigentimer- und Anliegergebrauch ist zudem durch
den Gesetzgeber nur soweit zugelassen worden, wie keine
nachteilige Verdnderung der Wasserbeschaffenheit, keine
wesentliche Verminderung der Wasserfilhrung sowie
keine andere Beeintrachtigung des Wasserhaushaltes
zu erwarten ist (§ 26 Abs. 1 S. 1 WHG). Nach den dar-
gestellten Prognosen ist in absehbarer Zeit davon aus-
zugehen, dass diese gesetzliche Einschrankung greifen
wird und diese Entnahmen entsprechend ohnehin einer
gesonderten Erlaubnis bedurften. Die angeordnete Maf3-
nahme steht damit in einem angemessenen Verhaltnis
zum angestrebten Erfolg.

Zu 3:

Die Verftigung wird zundchst anhand der aktuellen Wet-
terprognose bis zum 31. Oktober 2025 befristet. Auf-
grund der beendeten Vegetationsperiode, einer geringe-
ren Verdunstungsrate aufgrund niedrigerer Tempera-
turen und im Normalfall erhéhter Niederschlage ab ca.
Oktober, wird die Sieg dann nach einer erforderlichen
Erholungsphase voraussichtlich wieder ausreichend
Wasser fuhren. Die obere Wasserbehérde wird fortlau-
fend priifen, ob eine Aufhebung oder Anderung dieser
Allgemeinverfiigung vor dem 31. Oktober 2025 geboten
ist. Die Anordnung der Dauer dieser Allgemeinverfigung
nebst der Moéglichkeit der vorherigen Authebung der All-
gemeinverfiigung stellt sicher, dass nur der notwendige
Zeitraum beschrankt wird.

Zu 4:

Gemafd § 43 Abs. 1 S. 1 VwWVIG wird ein Verwaltungsakt
gegenUber demjenigen, flir den er bestimmt ist oder der
von ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, indem
er ihm bekannt gegeben wird. Gemafs § 41 Abs. 4 S. 3
VwVIG gilt ein Verwaltungsakt zwei Wochen nach der
ortstiblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In
einer Allgemeinverfiigung kann ein hiervon abweichen-
der Tag, jedoch friithestens der auf die Bekanntmachung
folgende Tag bestimmt werden. Aufgrund der Dringlich-
keit der Entscheidung wird bestimmt, dass die Allge-
meinverfigung am Tag nach der Bekanntmachung als
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bekannt gegeben gilt und wirksam wird. Die Einhaltung
einer Frist von zwei Wochen wiirde dem Zweck zuwider-
laufen, einen effektiven Schutz der Gewasserdkosysteme
zu gewdhrleisten. Die Anordnung der Wirksamkeit der
Allgemeinverfiigung am Tag nach der Bekanntgabe ist
daher geeignet, erforderlich und auch in Abwagung mit
betroffenen privaten Interessen angemessen.

Zu 5:

Eine Klage gegen die Nr. 1 und Nr. 2 dieser Allgemein-
verfligung hat durch die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) keine aufschiebende Wirkung. Das bedeu-
tet, dass selbst bei fristgerechter Einreichung der Klage
die unter Nr. 1 und Nr. 2 genannten Regelungen befolgt
werden muissen.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im 6ffent-
lichen Interesse im Sinne des § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO.
Es ist nicht vertretbar, dass durch die Einlegung von
Rechtsmitteln bestehende Wasserentnahmen an der
Sieg im Regierungsbezirk Arnsberg fortgesetzt werden
kénnen und dadurch die Gewéassersituation weiter ver-
schlechtert wird. Durch weitere Entnahmen ware die
Aufrechterhaltung der notwendigen Abflussmenge zur
Sicherstellung der Mindestwasserfiihrung zuséatzlich er-
schwert. Allein die sofortige Umsetzung der hier getrof-
fenen Mafinahmen ermoglicht den jetzt gebotenen und
erforderlichen Schutz der Sieg.

Hinweis:

Die Einhaltung der Untersagung der Wasserentnahme
wird Gberwacht. Auf die Bufigeldvorschrift des § 103 Abs.
1 Nr. 1 WHG wird hingewiesen. Eine Zuwiderhandlung
gegen diese Allgemeinverfligung kann mit einer Geldbu-
Re von bis zu 50.000,- € geahndet werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt Arnsberg erhoben werden.

Im Auftrag
gez. Hibner

(1076) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 286
Rechtsvorschriften und
Bekanntmachungen anderer
Behorden und Dienststellen

389. Offentliche Bekanntmachung

gem. § 46f Kommunalwahlgesetz (KWahlG)
i.V.m. § 2 Abs. 3 KWahlG i.V.m. § 6 Abs. 2
Kommunalwahlordnung (KWahlO)
Regionalverband Ruhr Essen, 30.06.2025
Die
1. Sitzung des Wahlausschusses
findet am

Dienstag, 15. Juli 2025 - 10:00 Uhr -
im Plenarsaal
Kronprinzenstr. 35/Erdgeschoss, 45128 Essen

statt.

Gem. § 6 Abs. 2 KWahlO wird darauf hingewiesen, dass
jedermann Zutritt zu der Sitzung hat.

Tagesordnung
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Offentliche Sitzung

1. Bestellung einer Schriftfihrung
2. Zulassung der Listenwahlvorschléage
3. Anfragen und Mitteilungen

gez. Garrelt Duin

- Wahlleiter —
Regionaldirektor
(105) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 288
390. Offentliche Bekanntmachung der

Neufestsetzung einer Ortsdurchfahrt im Zuge der
B 517 im Gebiet der Gemeinde Kirchhundem

Landesbetrieb Gelsenkirchen, 01.07.2025
Straflenbau NRW
Betriebssitz Gelsenkirchen

BS_42090-2025-0015139/0D_B517, Abs. 2/SW(09)

In der Gemeinde Kirchhundem, OT - Welschen Ennest,
Kreis Olpe, Regierungsbezirk Arnsberg, ist aufgrund
der vorhandenen Bebauung und der Erschliefung die
Neufestsetzung der Ortsdurchfahrt im Zuge der B 517
erforderlich.

Gemafs § 5 Abs. 4 des Bundesfernstrafiengesetzes
(FStrG) vom 20.02.2003 i.V.m. § 4 der Verordnung zur
Durchfiihrung des Bundesfernstraflengesetztes wird
im Benehmen mit der Gemeinde Kirchhundem und der
Bezirksregierung Arnsberg die Ortsdurchfahrt im Zuge
der B 517 wie folgt neu festgesetzt:

1)

von NK 4913 023 O

von Station 1,296

nach NK 4914 002 O

nach Station 1,643

(Lange: 0,347 km)
Die Neufestsetzung der Ortsdurchfahrt gilt mit Wirkung
vom 01.08.2025.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim
Verwaltungsgericht Arnsberg, Jagerstrafie 1 in 59821
Arnsberg schriftlich oder mtndlich zur Niederschrift
des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle zu erklaren.

Die Klage kann auch in elektronischer Form eingereicht
werden. Das elektronische Dokument muss mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur versehen sein und
an die elektronische Poststelle des Gerichts tibermittelt
werden. Technische Einzelheiten und die Adresse des
elektronischen Gerichtspostfachs entnehmen Sie bitte
der Homepage des Gerichts.

Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist
nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der
Monatsfrist bei Gericht eingegangen ist. Wird die Klage
schriftlich erhoben, sollen ihr zwei Durchschriften
beigeftigt werden. Falls die Frist durch das Verschulden
eines Bevollmé&chtigten versdumt werden sollte, so wilirde
dessen Verschulden dem Kliger zugerechnet werden.

Im Auftrag
gez. Christoph Querdel

(Karte S. 289)
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StraBen.NRW

Landesbetrieb StraBenbau Nordrhein-Westfalen

(709)

Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 289
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391.

Der Glaubiger des S-Pramiensparen flexibel Nr. DE38
4305 0001 0408 6554 62 hat das Aufgebot beantragt.

Aus diesem Grund wird hiermit die Sperre des Guthabens
angeordnet.

Aufgebot der Sparkasse Bochum

Der jetzige Inhaber des von der Sparkasse Bochum
dazu ausgestellten Sparkassenbuches Nr. DE38 4305
0001 0408 6554 62 wird hiermit aufgefordert, binnen
drei Monaten, spéatestens in dem am 13.10.2025, 09:00
Uhr, vor dem unterzeichneten Sparkassenvorstand
anberaumten Aufgebotstermin seine Rechte unter Vorlage
des Sparkassenbuches anzumelden, widrigenfalls die
Kraftloserklarung des Sparkassenbuches erfolgen wird.
E 47/25

Bochum, 26.06.2025

Sparkasse Bochum
Der Vorstand
L.S. gez. 2 Unterschriften

(90) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 290

392. Aufgebot der Sparkasse Bochum

Der Glaubiger des Sparbuches Nr. DE0O2 4305 0001
0331 1632 95 hat das Aufgebot beantragt.

Aus diesem Grund wird hiermit die Sperre des Guthabens
angeordnet.

Der jetzige Inhaber des von der Sparkasse Bochum
ausgestellten Sparkassenbuches Nr. DE02 4305 0001
0331 1632 95 wird hiermit aufgefordert, binnen drei
Monaten, spéatestens in dem am 13.10.2025, 09:30
Uhr, vor dem unterzeichneten Sparkassenvorstand
anberaumten Aufgebotstermin seine Rechte unter Vorlage
des Sparkassenbuches anzumelden, widrigenfalls die
Kraftloserklarung des Sparkassenbuches erfolgen wird.

A 48/25
Bochum, 26.06.2025
Sparkasse Bochum
Der Vorstand
L.S. gez. 2 Unterschriften
(90) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 290
393.

Der Glaubiger des SparkassenbuchesPlus Nr. DE13
4305 0001 0360 6360 62 hat das Aufgebot beantragt.

Aus diesem Grund wird hiermit die Sperre des Guthabens
angeordnet.

Aufgebot der Sparkasse Bochum

Der jetzige Inhaber des von der Sparkasse Bochum
ausgestellten SparkassenbuchesPlus Nr. DE13 4305
0001 0360 6360 62 wird hiermit aufgefordert, binnen
drei Monaten, spéatestens in dem am 13.10.2025, 10:00
Uhr, vor dem unterzeichneten Sparkassenvorstand
anberaumten Aufgebotstermin seine Rechte unter Vorlage
des SparkassenbuchesPlus anzumelden, widrigenfalls die
Kraftloserklarung des SparkassenbuchesPlus erfolgen
wird.

W 49/25
Bochum, 26.06.2025
Sparkasse Bochum
Der Vorstand
L.S. gez. 2 Unterschriften

(90) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 290
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394.

Das abhandengekommene, am 06.03.2025 aufgebotene,
Sparkassenbuch Nr. DE85 4305 0001 0309 1787 88 ist
bis zum Ablauf der Aufgebotsfrist nicht vorgelegt worden.

Das Sparkassenbuch Nr. DE85 4305 0001 0309 1787
88 wird fur kraftlos erklart.

B13/25
Bochum, 23.06.2025
Sparkasse Bochum
Der Vorstand
L.S. gez. 2 Unterschriften
Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 290

Beschluss der Sparkasse Bochum

(59)

395. Aufgebot

der Sparkasse Hattingen

Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer
330138249 hierdurch auf.

Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb
von 3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des
Sparkassenbuches geltend machen. Nach Ablauf dieser
Frist wird das Sparkassenbuch far kraftlos erklart.
Hattingen, 23.06.2025
Sparkasse Hattingen
Der Vorstand
gez. 1 Unterschrift
(595) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 290

396. Aufgebot

der Sparkasse Hattingen

Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer
420112815 hierdurch auf.

Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb
von 3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des
Sparkassenbuches geltend machen. Nach Ablauf dieser
Frist wird das Sparkassenbuch fur kraftlos erklart.
Hattingen, 23.06.2025

Sparkasse Hattingen

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 290

397. Aufgebot

der Sparkasse Hattingen

Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer
314148529 hierdurch auf.

Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb
von 3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des
Sparkassenbuches geltend machen. Nach Ablauf dieser
Frist wird das Sparkassenbuch fur kraftlos erklart.

Hattingen, 01.07.2025
Sparkasse Hattingen
Der Vorstand
gez. 2 Unterschriften

(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 290



398. Kraftloserkldrung
der Sparkasse Hattingen

Wir erklaren das Sparkassenbuch mit der Kontonummer
301623666 ausgestellt von der Sparkasse Hattingen
hiermit gem&afl Teil II Abschnitt 6.1.2.6 AVV zum
Sparkassengesetz fur kraftlos.

Hattingen, 01.07.2025
Sparkasse Hattingen
Der Vorstand
gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 291

399. Kraftloserklirung
der Sparkasse Hattingen

Wir erklaren das Sparkassenbuch mit der Kontonummer
320150121 ausgestellt von der Sparkasse Hattingen
hiermit geméafd Teil II Abschnitt 6.1.2.6 AVV zum
Sparkassengesetz fur kraftlos.

Hattingen, 01.07.2025
Sparkasse Hattingen
Der Vorstand
gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 291

400. Kraftloserklarung der Herner Sparkasse

Das von der Herner Sparkasse ausgestellte Sparkassen-
buch mit der Nummer 301.345.252 ist fur kraftlos erkléart,
nachdem es ordnungsgeméf’ aufgeboten wurde und keine
Rechte von dritter Stelle geltend gemacht wurden.

Herne, 01.07.2025
Herner Sparkasse
Der Vorstand
gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 291

401. Kraftloserklirung der Herner Sparkasse

Das von der Herner Sparkasse ausgestellte Sparkassen-
buch mit der Nummer 301.189.478 ist fur kraftlos erklart,
nachdem es ordnungsgeméfs aufgeboten wurde und keine
Rechte von dritter Stelle geltend gemacht wurden.

Herne, 01.07.2025
Herner Sparkasse
Der Vorstand
gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 291

402. Kraftloserklarung der Herner Sparkasse

Das von der Herner Sparkasse ausgestellte Sparkassen-
buch mit der Nummer 305.049.363 ist fur kraftlos erklart,
nachdem es ordnungsgeméf’ aufgeboten wurde und keine
Rechte von dritter Stelle geltend gemacht wurden.

Herne, 01.07.2025
Herner Sparkasse
Der Vorstand
gez. 2 Unterschriften
(55) Abl. Bez. Reg. Abg. 2025, S. 291

Amtsblatt Nr. 28 / 2025

291



Unser Konsum darf nicht die Welt kosten.

Brot

Eine Welt. Ein Klima. Eine Zukunft. fiar die Welt

brot-fuer-die-welt.de/klima

Mitglied der actaliance Wiirde fur den Menschen.

Erscheint wéchentlich: Amtsblatt mit Offentlichem Anzeiger

Abonnement-Bezug liber F. W. Becker GmbH:
13,60 € inkl. 7 % Mehrwertsteuer je Halbjahr. Versand per Post oder per E-Mail

Einzelstiicke werden nur durch F. W. Becker GmbH

zu 2,50 € je Exemplar inkl. 7 % Mehrwertsteuer und Versand ausgeliefert.

Druck, Verlag und Vertrieb: F. W. Becker GmbH - Tel. 0 29 31/52 19-12 - Fax 0 29 31/52 19-612 - amtsblatt@fwbecker.de
Weitere Infos, auch zum eMail-Abo: www.fwbecker.de/amtsblatt/

Einsendungen fiir das Regierungsamtsblatt und den Offentlichen Anzeiger sind schriftlich nur an die Bezirksregierung
- Reg.-Amtsblatt - in 59817 Arnsberg, Postfach oder in elektronischer Form an: amtsblatt@bra.nrw.de zu richten.
Redaktionsschluss: Freitag der Vorwoche, 12.00 Uhr.

Herausgeber: Bezirksregierung Arnsberg, 59817 Arnsberg, Postfach, Tel. (0 29 31) 82 26 23, Telefax (0 29 31) 8 24 03 81
Einriickungsgebiihren fiir eine Veroffentlichung im Umfang von:
bis 100 mm = 0,40 € pro mm, bis 300 mm = 0,30 € pro mm, Giber 300 mm = 0,29 € pro mm.

292 Amtsblatt Nr. 28 / 2025




	30. 	Bekanntmachung
	Straßen- und Wegeangelegenheiten;
Planfeststellungsbeschluss für den Ausbau der 
B 236, Stadtgrenze Dortmund / Schwerte bis 
Anschlussstelle A 1 Schwerte von Bau-km 0-210,000 bis Bau-km 1+714,000 (Abschnitt 57, Stat. 1.5+85,000 bis Abschnitt 56, Stat. 0.9
	385.		Überwachung des Verkehrs mit Arzneimitteln	 - Ungültigkeitserklärung von Erlaubnissen nach dem Arzneimittelgesetz (AMG) 
	386.		Bekanntmachung: Allgemeinverfügung zur	 Untersagung von Wasserentnahmen aus der Lenne (Gewässerkennzahl 2766)
	387.		Bekanntmachung: Allgemeinverfügung zur	 Untersagung von Wasserentnahmen aus der Ruhr (Gewässerkennzahl 276) von der Quelle bis zur Grenze des Regierungs- bezirks Arnsberg in Bochum-Dahlhausen
	388.		Bekanntmachung: Allgemeinverfügung zur	 Untersagung von Wasserentnahmenaus der Sieg (Gewässerkennzahl 272) von der Quelle bis zur Landesgrenze im Regierungsbezirk Arnsberg
	389.		Öffentliche Bekanntmachung 	gem. § 46f Kommunalwahlgesetz (KWahlG) i.V.m. § 2 Abs. 3 KWahlG i.V.m. § 6 Abs. 2 Kommunalwahlordnung (KWahlO)
	390.		Öffentliche Bekanntmachung der	 Neufestsetzung einer Ortsdurchfahrt im Zuge der B 517 im Gebiet der Gemeinde Kirchhundem
	391.		Aufgebot der Sparkasse Bochum	
	392.		Aufgebot der Sparkasse Bochum	
	393.		Aufgebot der Sparkasse Bochum	
	394.		Beschluss der Sparkasse Bochum	
	395.		Aufgebot	der Sparkasse Hattingen
	396.		Aufgebot	der Sparkasse Hattingen
	397.		Kraftloserklärung	der Sparkasse Hattingen
	398.		Kraftloserklärung	der Sparkasse Hattingen
	399.		Kraftloserklärung der Herner Sparkasse	
	400.		Kraftloserklärung der Herner Sparkasse	
	401.		Kraftloserklärung der Herner Sparkasse	

